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A. Begründete Stellungnahme 

 

Das gegenständliche Vorhaben ist in der derzeitigen Form in einigen Teilen mit dem 

Subsidiaritätsprinzip nicht vereinbar. 

 

 

B. Begründung 

 

Grundsätzlich werden die im gegenständlichen Maßnahmenpaket der Europäischen 

Kommission verfolgten Ziele der Ressourceneffizienz und der Verbesserung der 

Kreislaufwirtschaft in der Europäischen Union, inhaltlich begrüßt, wenngleich bedauerlich ist, 

dass das Ambitionsniveau gegenüber dem Paketvorschlag aus dem Jahr 2014 insbesondere 

bei den Deponien gesunken ist.  

 

Das Rechtsgebiet der Abfallwirtschaft ist ein im Rahmen der EU bereits weitrechend 

harmonisierter Bereich, dennoch bestehen aber nach wie vor erhebliche faktische 

Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten, etwa im Anteil der Wiederverwertung von 

Abfällen oder im Anteil der auf Deponien verbrachten Siedlungsabfällen.  

 

Österreich hat einen hohen Standard in der Abfallbewirtschaftung erreicht und zählt zu jenen 

Staaten, die in diesen Bereichen regelmäßig eine Vorreiterrolle in der EU einnehmen. Es 

wird grundsätzlich befürwortet, dass die Kommission Initiativen vorlegt, um sämtliche 



Mitgliedstaaten der EU auf ein einheitliches Niveau zu führen und insbesondere jene Staaten 

zu effizienterer Abfallbewirtschaftung anzuhalten versucht, bei denen derzeit noch Defizite 

festzustellen sind.  

 

Dennoch beurteilt der Bundesrat den vorliegenden Richtlinienvorschlag im Hinblick auf das 

Subsidiaritätsprinzip gemäß Artikel 5 Abs. 3 EUV kritisch.  

 

Der Richtlinienvorschlag führt im geplanten Artikel 3 Abs. 1a eine Definition des Begriffes 

„Siedlungsabfall ein“, der bisher national bzw. regional normiert wurde. Dadurch, 

insbesondere durch die Einführung eines „Mengenkriteriums“ werden Unsicherheiten 

geschaffen: demnach sollen künftig Abfälle, die nicht aus Haushalten stammen, nur dann als 

Siedlungsabfall gelten, wenn sie auch in der Menge mit Haushaltsabfällen vergleichbar sind. 

Dies hat neben den erheblichen Unschärfen und damit verbundenen Unsicherheiten bei der 

Abgrenzung zur Folge und läuft Gefahr, zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand zu führen. 

und Mehrkosten zu verursachen. Ähnlich wie bei den Siedlungsabfällen gilt die neu 

aufgenommene mengenmäßige Einschränkung für die biogenen Abfälle. Die Definition für 

Bioabfall sollte sich nur auf die Qualität der anfallenden biogenen Abfälle stützen. Das 

Mengenkriterium ist dafür nicht geeignet.  

Weiters wird die extensive Einführung von delegierten Rechtsakten und 

Durchführungsrechtsakten und die dadurch verursachte Kompetenzerosion zu Ungunsten 

von Mitgliedstaaten und Regionen kritisch gesehen. 

 

Im geplanten Artikel 9 wird den Mitgliedstaaten die neue Pflicht auferlegt, Maßnahmen zu 

treffen, um die Entstehung von Abfällen zu vermeiden. Während dies inhaltlich zu begrüßen 

ist, muss jedoch darauf geachtet werden, dass die Verpflichtung zur Setzung von 

Maßnahmen nicht übergebührlich in die Handlungsfähigkeit der Mitgliedstaaten eingreift.  

 

Die nach dem geplanten Artikel 37 des Richtlinienvorschlages je nach Bestimmung für jedes 

Kalenderjahr bzw. alle zwei Jahre vorgesehene Berichtslegung an die Kommission (bisher 

nur alle drei Jahre) löst für Mitgliedstaaten und Regionen einen erheblichen 

Verwaltungsaufwand aus, der zu hinterfragen ist. 

 

Weiters wird in der Begründung zum Richtlinienvorschlag von einer Verpflichtung der 

Mitgliedstaaten zur Vorlage „erläuternder Dokumente“ zu den nationalen 

Umsetzungsvorschriften gesprochen. Hierbei handelt es sich um sogenannte 

„Korrespondenztabellen“, mit denen die Mitgliedstaaten dazu gezwungen werden sollen, 

einzeln Punkt für Punkt anzugeben, welche Richtlinienbestimmung in welcher nationalen 



Norm umgesetzt wurde. Dies kann einen enormen Verwaltungsaufwand zur Folge haben.  

 

Insgesamt befindet der Bundesrat, dass der vorliegende Richtlinienvorschlag in der 

derzeitigen Form insbesondere durch das exzessive Vorsehen von delegierten Rechtsakten 

und Durchführungsrechtsakten dem Subsidiaritätsprinzip widerspricht. 

 

Der Bundesrat weist darauf hin, dass ihm zum gegenständlichen EU-Vorhaben eine 

Stellungnahme des oberösterreichischen Landtags als auch des Österreichischen 

Städtebundes vorliegt. 


